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Viele Wahlen, wenig Veränderungen?
Zweiter Teil:* Serbien, Montenegro, Kosovo
Du�an Reljić

Ein Mehr an innenpolitischer und regionaler Stabilität ist das am wenigsten wahr-
scheinliche Ergebnis der bevorstehenden Wahlen in Serbien, Montenegro und Kosovo.
Wie bei den ebenfalls anstehenden Urnengängen in Bosnien-Herzegowina und Make-
donien zeichnet sich auch in den drei Teilgebieten der Bundesrepublik Jugoslawien
(BRJ) eine weitere Verfestigung der ethnischen und politischen Spaltungen ab. Es ist
nach wie vor an erster Stelle die Anwesenheit westlicher Militärs, die einen erneuten
Ausbruch bewaffneter ethnopolitischer Konflikte in Kosovo und in den anderen Krisen-
gebieten der ehemaligen südslawischen Föderation verhindert. Entfiele die westliche
Finanzhilfe, käme es außerdem bald zum wirtschaftlichen Zusammenbruch aller Teile
der BRJ. Da ein dauerhaftes Einwirken und wirtschaftliches Engagement des Westens in
der gesamten Region unumgänglich ist, wird eine anhaltende, umfassende und genaue
Abstimmung der Südosteuropa-Politik der USA, der EU und der wichtigsten westlichen
Staaten immer dringender.

Serbien
Nach langem Zögern hat der jugoslawische
Bundespräsident Vojislav Ko�tunica (56) am
23. August seine Kandidatur für die serbi-
schen Präsidentenwahlen am 29. Septem-
ber bekanntgegeben. Sein Zögern entsprang
vermutlich der Einsicht, daß sich letztlich
jeder seiner Schritte als falsch erweisen
könnte. Unmittelbar nachdem er am
27. September 2000 den Alleinherrscher
Slobodan Milo�ević besiegt hatte, genoß
Ko�tunica ein überragendes Ansehen bei
den Wählern Serbiens: In Meinungs-
umfragen bekam er über 80 Prozent
Zustimmung. Im Sommer 2002 sprachen
sich immerhin noch 49 Prozent für ihn aus,

doch begann die Zustimmung anschlie-
ßend schnell zu schwinden. Hätte sich
Ko�tunica nicht jetzt zur Kandidatur durch-
gerungen, hätte er womöglich die letzte
Gelegenheit verpaßt, seine persönliche
Popularität in wirkliche politische Macht
umzumünzen, die sein aktuelles Amt kaum
hergibt. Indem er sich zur Wahl aufstellen
ließ, setzte er sich aber sogleich dem Vor-
wurf seiner politischen Gegner aus, daß
seine bisherigen eifrigen Bemühungen um
den Erhalt der Bundesrepublik Jugoslawien
unaufrichtig gewesen seien. Ko�tunica steht
vor einer schwierigen Aufgabe: Er muß die
Wähler davon überzeugen, daß der Ver-
such, serbischer Präsident zu werden, nicht

*  Der erste Teil dieser Analyse,
SWP-Aktuell 30/02, behandelte
die bevorstehenden Wahlen
in Slowenien, Bosnien und
Herzegowina, Makedonien.
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das Ende seiner Bemühungen um die Siche-
rung der Zukunft des gemeinsamen Staates
mit Montenegro bedeutet. Für seine Ent-
scheidung, so Ko�tunica, sei vor allem die
Frage leitend gewesen, welcher Weg dem
Staat am meisten diene. Es gehe bei der
Wahl im Grunde um die Entscheidung für
eine von zwei Konzeptionen: die Errichtung
eines Rechtsstaates in Serbien, für die er
kämpfe, und die Beschädigung des Rechts
in Form einer »Kolumbianisierung
Serbiens«, zu der andere bereit seien.

Aussichtsreichster Gegenkandidat ist der
stellvertretende Bundespremier, der Wirt-
schaftsprofessor Miroljub Labus (55), der
mit dem Wahlspruch antritt: »Das Beste für
Serbien � Miroljub Labus!«. In seinen Wahl-
versprechen gelobt er mit Rücksicht auf
die verbreitete Politikverdrossenheit in
Serbien, als Präsident von Parteipolitik
Abstand zu halten und die Interessen aller
Bürger zu vertreten. Labus will die Wirt-
schaft und die Beschäftigung ankurbeln,
das soziale Sicherungs- und das Gesund-
heitssystem verbessern und das Bildungs-
system reformieren. Seine Kandidatur wird
von der Expertengruppe G-17, vom serbi-
schen Premier Zoran Đinđić, der Mehrheit
der regierenden Koalition DOS sowie einer
Reihe von namhaften Künstlern unter-
stützt. Nach Ansicht Belgrader Beobachter
wirke sich zugunsten von Labus aus, daß er
in der breiten Öffentlichkeit vorrangig als
Wirtschaftsfachmann und nicht als Poli-
tiker wahrgenommen wird. Seine Schlüssel-
rolle bei den Verhandlungen mit den inter-
nationalen Finanzorganisationen über den
jugoslawischen Schuldenerlaß ist im allge-
meinen Bewußtsein. Außerdem erhält er �
wie Ko�tunica vor den Wahlen 2000 � Zu-
stimmung, weil er sich von politischen Kon-
flikten und Skandalen ferngehalten hat.

Bei Erhebungen im Juli 2002 sprachen
sich für Labus 20 Prozent der Befragten aus,
für Ko�tunica nur 18 Prozent. Fast 40 Pro-
zent erklärten allerdings, daß sie entweder
nicht zur Wahl gehen werden oder noch
nicht wissen, wem sie ihre Stimme geben
werden. Auffallend ist, daß Ko�tunica vor
allem bei Menschen mittleren Alters und

bei sozial Schwächeren Anklang findet,
während Labus von Studenten, überhaupt
jüngeren Menschen sowie Unternehmern
und Angehörigen der freien Berufe unter-
stützt wird. Anderen Kandidaten, etwa
Vojislav �e�elj, werden keine Chancen ein-
geräumt, obwohl Milo�ević aus seiner
Gefängniszelle in Den Haag eine Wahl-
empfehlung für diesen Nationalchauvi-
nisten gegeben hat, »um das vom Ausland
gelenkte Regime in Belgrad zu stürzen«.

Nach dem serbischen Wahlgesetz, das
noch aus der Zeit Milo�evićs stammt, muß
der Sieger 50 Prozent plus eine Stimme
erreichen. Die Wahl ist nur gültig, wenn
mindestens die Hälfte der Wahlberechtig-
ten abgestimmt hat. Ein Wahlsieg in der
ersten Runde am 29. September ist eher
unwahrscheinlich. Vermutlich wird am
13. Oktober eine zweite Wahlrunde mit den
zwei Bestplazierten stattfinden müssen.
Auch diese Stichwahl ist nur gültig, wenn
mindestens die Hälfte der Wahlberechtig-
ten teilnimmt.

Serbiens existentielle politische und öko-
nomische Probleme werden allein durch
die Wahl wohl kaum gelöst. Selbst dann
nicht, wenn Labus mit seiner pro-europäi-
schen Einstellung gewinnt und Ko�tunica
mit seinem Traditionalismus und seiner
nationalen Pathetik die Mehrheit verfehlt.

Der andauernde Machtkampf zwischen
Ko�tunica und Đinđić hat dem Ansehen des
Parlaments und anderer demokratischer
Institutionen schwer geschadet. Beide
haben die mehr als 500 Tage, die sie für
die Reform der Verfassung und des Wahl-
gesetzes, des Polizei- und Justizwesens
sowie anderer zentraler gesellschaftlicher
Bereiche Zeit hatten, nicht überzeugend
genutzt. Ungeregelt bleiben nach wie vor
die »Staatsfragen« � der Ausgleich mit Mon-
tenegro und der zukünftige völkerrecht-
liche Status der Provinz Kosovo �, die einer
breiten politischen Übereinstimmung in
Belgrad bedürfen. Sollte Ko�tunica gewin-
nen, ist eine Ausweitung seines politischen
Kampfes mit Đinđić zu erwarten. Vorge-
zogene Parlamentswahlen in Serbien sind
dann nicht mehr auszuschließen. Sie
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würden allerdings, nach der jetzigen poli-
tischen Lage, keinem von beiden einen ent-
scheidenden Machtzuwachs verschaffen.
Würde Labus zum Präsidenten gewählt,
hätte er ebenso wie Premier Đinđić größte
Mühe, die Spannungen innerhalb der
regierenden Koalition DOS zu kontrollie-
ren. Auch zwischen diesen beiden könnte
ein Streit um die Vormacht entstehen.

Montenegro
Staatschef Milo Đukanović muß zu einer
düsteren Einschätzung seiner politischen
Lage gelangt sein, bevor er sich entschied,
in einem persönlich gezeichneten Artikel
in der Washington Post am 20. August einen
frontalen Angriff auf die Politik des Außen-
politischen Beauftragten der EU, Xavier
Solana, zu wagen und Washington gegen
»gewisse politische Kreise in Brüssel und
einigen westeuropäischen Staaten« um
Hilfe anzurufen. Er warf »gewissen Büro-
kratien in der Europäischen Union« vor,
zusammen mit der »destabilisierenden,
anti-reformistischen Koalition« zu Hause
»Montenegro in eine engere serbische Um-
laufbahn zwingen zu wollen«. Diese Koali-
tion besteht, nach seinen Angaben, aus
Milo�ević-Loyalisten, Angehörigen verschie-
dener jugoslawischer Geheimdienste, mili-
tanten Anhängern von Radovan Karad�ić
und der Führung der Liberalen Partei.

Der Zwist mit der kleinen montenegrini-
schen Liberalen Partei könnte Đukanovićs
Demokratische Sozialisten am 6. Oktober
bei den vorgezogenen Parlamentswahlen in
der Tat nicht nur um die Regierungsverant-
wortung bringen, er könnte ihm auch
selbst die Aussichten auf eine Wiederwahl
als Staatschef im Januar 2003 rauben. Die
Liberale Partei sieht in ihm den Haupt-
schuldigen dafür, daß Montenegro noch
nicht aus der Bundesrepublik Jugoslawien
ausgetreten ist. Đukanović hatte am
14. März 2002 das unter Vermittlung von
Solana zustande gekommene Belgrader
Abkommen über die Umwandlung der
Bundesrepublik Jugoslawien in »Serbien
und Montenegro« unterschrieben. Als Folge

entzogen die Liberalen der Regierung in
Podgorica die Unterstützung im Parlament.
Später gingen sie mit dem »Erzfeind«, der
montenegrinischen Sozialistischen Volks-
partei, die in Belgrad an der Bundesregie-
rung beteiligt ist, ein Zweckbündnis ein,
um den Regierungs- und Präsiden-
tenwechsel in Montenegro zu forcieren.

Ende August befand sich die 650 000 Ein-
wohner zählende Republik in einem poli-
tisch verworrenen Zustand. Ein neuer Ver-
fassungsgerichtshof konnte nach Ablauf
des neunjährigen Mandats der Richter
nicht gewählt werden, da Đukanovićs Per-
sonalvorschläge im Parlament keine Mehr-
heit fanden. Obwohl die Parlamentswahlen
bereits angesetzt waren, bemühte sich die
neue Anti-Đukanović-Mehrheit noch, die
Wahlgesetze zu ändern, neue Wahl-
kommissionen einzusetzen und Đukanović-
loyale Chefredakteure der staatlichen
Medien zu entlassen. Expertenteams der
Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa (OSZE) versuchten vor
Ort zwischen den verfeindeten Parteien im
Parlament zu vermitteln, um für demokra-
tische Wahlbedingungen zu sorgen. Zeit-
gleich waren in montenegrinischen und
ausländischen Blättern immer detaillier-
tere Berichte über die angebliche Verwick-
lung Đukanovićs und seiner Vertrauten in
Schmuggelgeschäfte vor allem der inter-
nationalen Zigarettenmafia zu lesen. Die
Spaltung der Bevölkerung in annähernd
zwei gleich große Lager � Sezessionswillige
und Pro-Jugoslawen � blieb unverändert
bestehen. Dabei hat die albanische Minder-
heit die Rolle des »Züngleins an der Waage«:
Erst wenn sie ihre Stimmen hinzugewän-
nen, hätten die Anhänger der Eigenstaat-
lichkeit einen minimalen Vorsprung. Es
wäre eine große Überraschung, käme nach
den Wahlen im Parlament eine stabile
Mehrheit zustande.

In den Gesprächen der serbischen und
montenegrinischen Expertengruppen über
die Umsetzung des Belgrader Abkommens
(Verfassungsentwurf) herrschte lange Zeit
Stillstand. Sollte doch noch ein tragfähiger
Kompromiß zwischen Belgrad und Pod-
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gorica gefunden werden, wären noch vor
Jahresende Wahlen für das Parlament »Ser-
bien und Montenegros« sowie den Staats-
chef dieser neuen Entität zu erwarten.

Kosovo
Zu den ohnehin nicht wenigen Merkwür-
digkeiten des real existierenden politischen
Systems in der BRJ gehört, daß die Bewoh-
ner der laut Verfassung nach wie vor süd-
serbischen Provinz Kosovo Stimmrecht
sowohl bei den serbischen Wahlen wie
auch bei der Abstimmung über die zukünf-
tigen Organe von »Serbien und Monte-
negro« besitzen. Der Grund: Die neue Union
soll Rechtsnachfolger der BR Jugoslawien
werden, der das Kosovo entsprechend UN-
Sicherheitsratsresolution 1244 bis zur end-
gültigen Regelung seines Status zugehört.

Es ist jedoch kaum vorstellbar, daß in
Kosovo, mit Ausnahme der wenigen ver-
bliebenen Gebiete mit serbischer Mehrheit,
Wahllokale für die 1,25 Millionen Wahl-
berechtigten eingerichtet werden können.
Die politischen Führer der albanischen
Bevölkerungsmehrheit sehen die BRJ als
»feindliches Ausland« an. Daher werden sie
zweifellos protestieren, wenn UNMIK und
OSZE mit den Vorbereitungen für die Ab-
haltung der serbischen Präsidentschafts-
wahlen in Kosovo beginnen. Ob anderer-
seits die Kosovo-Serben bei den Kommunal-
wahlen am 26. Oktober tatsächlich � wie
die OSZE hofft � teilnehmen oder erneut
die Teilnahme am politischen Prozeß in der
Provinz verweigern werden, steht noch
immer nicht fest. (Nach Angaben der OSZE
wurden zu den Wahlen bisher insgesamt 72
politische »Entitäten« zugelassen, davon 25
kosovo-albanische, 35 kosovo-serbische und
12, die andere ethnische Gruppen [Türken,
Roma usw.] vertreten.)

Anlaß für die jüngste Verschärfung des
innenpolitischen Klimas sind die Bemü-
hungen der UN-Polizei, gegen Politiker in
beiden ethnischen Lagern vorzugehen,
die unter Straftatverdacht stehen. Am
8. August mißlang der Versuch, den Arzt
Milan Ivanović festzunehmen, einen promi-

nenten politischen Führer der Kosovo-
Serben, der des versuchten Mordes im
Rahmen gewalttätiger Demonstrationen
gegen die internationale Friedenstruppe
beschuldigt wird. Wenige Tage später
verhaftete die UN-Polizei Rustem Mustafa
und Daut Haradinaj, ehemalige exponierte
UÇK-Führer, die für Morde an albanischen
Zivilisten verantwortlich gemacht werden.
Unter Anklage gestellt, aber nicht inhaftiert
wurde Ramush Haradinaj, der Vorsitzende
der Allianz für die Zukunft Kosovos, einer
der zwei Parteien, die aus der Befreiungs-
armee Kosovos (UÇK) hervorgegangen sind.
Als Reaktion auf die Verhaftungen gingen
in zahlreichen Städten Albaner auf die
Straße und demonstrierten, zum Teil
gewaltsam. Die Regierung des Kosovo ver-
urteilte die Verhaftungen als »Versuch, den
Befreiungskampf der Albaner abzuwerten«.
Immerhin distanzierten sich der Präsident
des Kosovo, Ibrahim Rugova, und seine
Partei, der Demokratische Bund Kosovos,
von den Protesten und betonten ihre Bereit-
schaft, mit der internationalen Gemein-
schaft zusammenzuarbeiten.

Die Kommunalwahlen in Kosovo werden
nicht nur wie stets die ethnischen Mehr-
heitsverhältnisse in den einzelnen Gemein-
den widerspiegeln. Sie werden auch zeigen,
ob die gemäßigte oder die gewaltbereite
politische Strömung unter der albanischen
Bevölkerung mehr Zustimmung erfährt.
Keine albanische Gruppe ist gewillt, von
der Maximalforderung nach Eigenständig-
keit des Kosovo abzurücken. Ebensowenig
werden die serbischen politischen Kräfte
bereit sein, einer Unabhängigkeit der Pro-
vinz zuzustimmen. Unversöhnlichkeit und
politischer Autismus kennzeichnen nach
wie vor die Beziehungen zwischen Alba-
nern und Serben in Kosovo. Angesichts
dessen klingt die Ankündigung der OSZE,
daß sich der Urnengang in Kosovo am
26. Oktober als wichtiger Schritt zur Ein-
richtung demokratischer Führungsgremien
auf lokaler Ebene erweisen würde, wenig
realistisch.
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